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Wohnungswirtschaft 
Rundschreiben vom 22. November 2018 

AG Neubrandenburg: Miete von Rauchwarnmeldern nicht umlagefähig 
 

An alle Mitgliedsunternehmen in Mecklenburg-Vorpommern 

 
 
Das hat das AG Neubrandenburg mit Urteil vom 9. Oktober 2018 (Az.:101 C 1028/16) entschieden.  
 
In den Entscheidungsgründen führt es dazu u. a. aus:  
 
„Bei den Kosten, die auf die Miete der Rauchwarnmelder entfallen, handelt es sich indes nicht um 
sonstige Betriebskosten im Sinne des § 2 Nr. 17 BetrKV, der insoweit einzig in Betracht 
kommenden Betriebskostenart, denn es handelt sich bei Rauchmeldern nicht um Geräte zur 
Verbrauchserfassung (wie z. B. Wasserzähler). Vielmehr stellt die Anmietung eines Rauchmelders 
im Ergebnis nichts anderes dar als die Anschaffung einer technischen Einrichtung für die 
Mietsache. Derartige Anschaffungen aber sind grundsätzlich nicht umlegbar.“  
 
Anm.: Es waren keine Mitgliedsunternehmen am Verfahren beteiligt. 
 
Demnach stehen sich weiterhin die Meinungen des LG Magdeburg nach einer Umlagefähigkeit und 
des LG Hagen (Nicht-Umlagefähigkeit) und einiger Amtsgerichte gegenüber. Solange es keine 
klärende BGH-Entscheidung gibt, sind beide Meinungen vertretbar, und eine entsprechende 
Verfahrensweise bei der Berechnung der Betriebskosten. Der GdW versucht gegenwärtig in 
Zusammenarbeit mit der Bundesregierung eine Novelle der BetrKV auf den Weg zu bringen, in der 
das Problem gelöst werden soll.  
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